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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF-Entwurf: Einzelfragen zur ertragsteuerrechtlichen Behandlung von virtuellen 
Währungen und von Token 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat den Entwurf eines 
entsprechenden Schreibens am 17. Juni 2021 veröffentlicht und zu 
Stellungnahme an die Verbände geschickt. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder den Entwurf eines BMF-Schreibens zur ertragsteuerlichen Behandlung 
von Token im Allgemeinen und virtuellen Währungen wie z. B. Bitcoin im 
Speziellen erarbeitet, zu dem derzeit die betroffenen Verbände angehört werden. 
Nach Prüfung der Stellungnahmen der Verbände und erneuter Abstimmung mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder wird das Bundesministerium der 
Finanzen die finale Fassung des BMF-Schreibens amtlich veröffentlichen. Damit 
soll den Praktikern in Verwaltung und Wirtschaft und dem einzelnen 
Steuerpflichtigen ein Leitfaden zur ertragsteuerlichen Behandlung von Token und 
virtuellen Währungen an die Hand gegeben werden. 

Die Veröffentlichung der vorliegenden Entwurfsfassung erfolgt demgegenüber 
lediglich zu Informationszwecken. 

In dem Schreiben werden zunächst die einzelnen Begrifflichkeiten (wie z.B. 
Token oder ICO) erläutert. Anschließend wird die Auffassung der 
Finanzverwaltung zur Ertragsbesteuerung von virtuellen Währungen dargestellt, 
von ihrer Schaffung (dem sog. Mining) über die Veräußerung bis hin zum 
Lending. 

Fundstelle 

Homepage des BMF. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-06-17-est-kryptowaehrungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 24. Juni 2021 

 
 
Es verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG, dass Miet- oder 
Pachtaufwendungen, die ohne das Aktivierungsverbot des § 5 Abs. 
2 EStG nach § 255 Abs. 2 und 2a HGB Herstellungskosten 
immaterieller Wirtschaftsgüter wären, die bereits im Jahr der 
Herstellung aus dem Anlagevermögen ausscheiden, nach § 8 Nr. 1 
Buchst. d und e GewStG hinzugerechnet werden, obwohl eine 
Hinzurechnung bei der Herstellung materieller Wirtschaftsgüter 
unterbleiben würde. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Das einem Mitunternehmer gewährte Stipendium ist als 
Sonderbetriebseinnahme i.S. des. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 
18 Abs. 4 Satz 2 EStG zu erfassen, wenn die durch das 
Stipendium geförderte Tätigkeit des Mitunternehmers im Rahmen 
der Mitunternehmerschaft mit deren Mitteln betrieben wird. 
Der Grundsatz von Treu und Glauben hindert das FA nicht daran, 
Stipendienzahlungen, die es bei der Einkommensteuerveranlagung 
eines Mitunternehmers (rechtsirrig) als steuerfreie Einnahmen i.S. 
des § 3 Nr. 44 EStG angesehen hat, später in einem gemäß § 181 
Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 173 Abs. 1 AO geänderten 
Feststellungsbescheid als Sonderbetriebseinnahmen des 
Mitunternehmers zu erfassen. 
 
Zum Urteil 
 
 
Findet bei einem integrierten Energieversorgungsunternehmen 
eine Entflechtung statt, aufgrund derer das Versorgungsnetz an 
eine andere Gesellschaft verpachtet wird, ist eine 
Gewerbesteuerzerlegung auf die Netzgemeinden im Hinblick auf 
die bei dem Energieversorgungsunternehmen verbliebenen 
Geschäftsbereiche nur dann vorzunehmen, wenn das 
Energieversorgungsunternehmen in den einzelnen Netzgemeinden 
weiterhin selbst Betriebsstätten im Sinne des § 12 AO unterhält. 
Eine mehrgemeindliche Betriebsstätte im Sinne der §§ 28 Abs. 1 
Satz 2 Alternative 1, 30 GewStG setzt voraus, dass jeder der auf 
mehrere Gemeinden entfallenden Teile dieser Einheit die 
Voraussetzungen des Betriebsstättenbegriffes erfüllt.  
 
Zum Urteil 

Urteil III R 38/17: 
Hinzurechnung von 
Miet- und Pachtzinsen 
bei Herstellung 
immaterieller 
Wirtschaftsgüter 
 
 
 
 
 
12. November 2020 
 

Urteil VIII R 47/18: Zur 
Annahme von 
Sonderbetriebseinnah
men bei 
Stipendiengewährung 
an die Mitunternehmer 
einer GbR 
 
 
 
 
25. März 2021 
 

 

 
Beschluss III R 8/19: 
Gewerbesteuerzer-
legung beim 
Versorgungsunter-
nehmen nach 
Entflechtung von Netz- 
und Versorgungs-
betrieb (Unbundling) 
 
 
18. Februar 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110116/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110114/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110117/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss VI R 19/18: Berücksichtigung von zeitraumbezogenen 
Zuzahlungen des Arbeitnehmers für ein ihm auch zur Privatnutzung 
überlassenes betriebliches Kfz 
16. Dezember 2020 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Ausfall einer privaten Darlehensforderung 

Für die steuerliche Berücksichtigung des Verlusts aus dem Ausfall einer privaten 
Kapitalforderung muss endgültig feststehen, dass der Schuldner keine (weiteren) 
Zahlungen mehr leisten wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt  

Die klagenden Eheleute gewährten einer GmbH, deren Alleingesellschafter und 
Geschäftsführer der Ehemann war, im Januar 2012 ein Darlehen. Die Hausbank 
riet der GmbH im März 2012 zu einer Umschuldung. Im Dezember 2012 gewährte 
die Hausbank den Klägern einen Kredit, welcher als Gesellschafterdarlehen 
dienen sollte. Im Juni 2013 gewährten die Kläger der GmbH ein weiteres 
Darlehen. Die GmbH wurde zum 31. Dezember 2014 aufgelöst. Die beiden 
Darlehen wurden nicht vollständig an die Kläger zurückgezahlt. 

In ihrer Einkommensteuererklärung 2014 machten die Kläger für den Kläger einen 
Auflösungsverlust i.S.d. § 17 Einkommensteuergesetz (EStG) geltend. Sie 
vertraten die Ansicht, dass bei der Verlustberechnung die beiden nicht 
zurückgezahlten Darlehen als nachträgliche Anschaffungskosten der GmbH-
Beteiligung des Klägers zu berücksichtigen seien. Die Darlehen seien erforderlich 
gewesen, um den Kapitalbedarf der unterkapitalisierten GmbH mit Fremdmitteln 
abzudecken. Ob ein Darlehen eigenkapitalersetzenden Charakter habe, sei nach 
der Einführung des MoMiG vom 23. Oktober 2008 nicht mehr erheblich. 

Das beklagte Finanzamt folgte dieser Berechnung nicht. Es vertrat die 
Auffassung, dass die beiden Darlehen vor der Krise gewährt worden seien und 
dass der Kläger bei Kriseneintritt die Rückforderung unterlassen habe. Dadurch 
seien seine Forderungen wertlos geworden und hätten mithin keine Auswirkung 
auf die Höhe seines Auflösungsverlusts. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat die Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG in 
der privaten Vermögenssphäre führt nach Einführung der Abgeltungsteuer zu 
einem steuerlich anzuerkennenden Verlust nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, 
Abs. 4 EStG (Anschluss an BFH-Urteil vom 24. Oktober 2017, VIII R 13/15, BStBl 
II 2020, 831). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110118/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/03/11/behandlung-eines-forderungsausfalls-aus-einem-gesellschafterdarlehen/
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Für die Berücksichtigung des Verlusts aus dem Ausfall einer privaten 
Kapitalforderung muss endgültig feststehen, dass der Schuldner keine (weiteren) 
Zahlungen mehr leisten wird. 

Bei insolvenzfreier Auflösung einer Kapitalgesellschaft als Forderungsschuldnerin 
kann davon regelmäßig erst bei Abschluss der Liquidation ausgegangen werden, 
sofern sich nicht aus besonderen Umständen ausnahmsweise etwas anderes 
ergibt. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 27. Oktober 2020 (IX R 5/20), veröffentlicht am 17. Juni 2021. 

 

Bonuszahlungen einer privaten Krankenkasse als Beitragserstattung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass 
Bonuszahlungen einer privaten Krankenkasse als Beitragserstattung die nach § 
10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG abzugsfähigen Sonderausgaben mindern, 
wenn diese unabhängig davon gezahlt werden, ob dem Versicherungsnehmer 
finanzieller Gesundheitsaufwand entstanden ist oder nicht (Abgrenzung zu den 
Senatsurteilen vom 01. Juni 2016, X R 17/15, BFHE 254, 111, BStBl II 2016, 989, 
Rz 24, 27, 33, sowie vom 06. Mai 2020, X R 16/18, BFHE 269, 43, BFH/NV 2020, 
1144, Rz 22 ff.). Der mit den Bonuszahlungen einhergehende teilweise Verlust 
eines Erstattungsanspruchs für Gesundheitsaufwendungen berührt nicht die für § 
10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG maßgebliche Beitragsebene. 

Sachverhalt 

Die Kläger werden als Ehegatten für die Streitjahre 2014 bis 2016 zur 
Einkommensteuer zusammenveranlagt. Sie sind privat kranken- und 
pflegeversichert. Die beiden minderjährigen Kinder sind über den Kläger 
versichert. 

Von ihrer Krankenversicherung bezogen die Klägerin für sich und der Kläger für 
die beiden Kinder in den Streitjahren Boni von jährlich 1.080 € (3 x 360 €). Nach 
den im Streitfall geltenden Versicherungsbedingungen wurden die 
Bonuszahlungen von der Krankenversicherung unabhängig davon erbracht, ob 
den Klägern erstattungsfähiger Gesundheitsaufwand entstanden war oder nicht. 
Sie waren damit garantiert. Die Krankenversicherung verrechnete die Boni 
vertragsgemäß mit den zur Erstattung angemeldeten Gesundheitsaufwendungen, 
und zwar in den Jahren 2014 und 2016 jeweils in voller Höhe (1.080 €) und im 
Jahr 2015 in Höhe von 922 €. 

Die Versicherung meldete die Boni gegenüber der Finanzverwaltung für jedes 
Streitjahr in Höhe von 984 € als Beitragserstattung (360 € x 3 x 91,36 % Anteil 
Basiskrankenversicherungsschutz). Hiervon ging auch das Finanzamt aus und 
minderte für die Streitjahre dementsprechend den Sonderausgabenabzug für 
Krankenversicherungsbeiträge gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a 
Einkommensteuergesetz (EStG). 

Die Klage vor dem Thüringer Finanzgericht blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Auffassung der Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110113/
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Die Entscheidung der Vorinstanz, die von der privaten Krankenversicherung 
gezahlten Boni als den Sonderausgabenabzug mindernde Beitragserstattungen 
zu werten, ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. 

Eine Prämienzahlung, die eine gesetzliche Krankenkasse ihrem Mitglied im 
Rahmen eines Wahltarifs gemäß § 53 Abs. 1 SGB V gewährt, stellt keine 
Versicherungsleistung, sondern eine Beitragserstattung dar, weil diese im 
Zusammenhang mit der Erlangung des Versicherungsschutzes steht. Durch die 
Prämie ändert sich die Gegenleistung, die vom Mitglied zu erbringen ist, um den 
vereinbarten Krankenversicherungsschutz zu erhalten. 

Die Prämie wird gezahlt, da die Krankenversicherung vom Mitglied entweder nicht 
oder in einem geringeren Umfang in Anspruch genommen worden ist, als dies der 
Fall gewesen wäre, wenn es keine Prämie gegeben hätte; hierdurch wird im 
Ergebnis der Beitrag des Mitglieds und damit dessen wirtschaftliche Belastung 
reduziert (BFH, Urteil vom 06. Juni 2018, X R 41/17, BStBl II 2018, 648, Rz 21, 
24). 

Demgegenüber hat der Senat bereits mehrfach entschieden, dass die 
Bonuszahlung einer gesetzlichen Krankenkasse gemäß § 65a SGB V nicht als 
Beitragserstattung zu qualifizieren ist, sofern hierdurch konkret der 
Gesundheitsmaßnahme zuzuordnender finanzieller Aufwand des 
Steuerpflichtigen ganz oder teilweise ausgeglichen wird (grundlegend BFH, Urteil 
vom 01. Juni 2016, X R 17/15 , BStBl II 2016, 989, Rz 24, 27, 33; nachfolgend 
BFH, Urteil vom 06. Mai 2020, X R 16/18, Rz 22 ff.; siehe unseren Blogbeitrag). 

Derartige Boni stehen nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit den Beiträgen 
zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes, sondern sind als 
Erstattung der vom Versicherten getragenen gesundheitsbezogenen 
Aufwendungen und damit als eine nicht die Höhe des Sonderausgabenabzugs 
beeinflussende Leistung der Krankenkasse anzusehen. 

Diese Boni mindern daher – unabhängig von der Art ihrer Ausgestaltung – nicht 
die Höhe der Krankenversicherungsbeiträge, sondern lediglich den zusätzlichen 
Gesundheitsaufwand des Steuerpflichtigen (BFH, Urteil vom 06. Mai 2020, X R 
16/18, Rz 24 ff.). 

Die streitgegenständlichen Boni stellten keine von den Versicherungsbeiträgen 
der Kläger unabhängige Leistungen der Krankenversicherung dar. Sie minderten 
vielmehr laufend die Gegenleistung, die die Klägerin für sich und der Kläger für 
die beiden Kinder zu erbringen hatten, um den vertraglich vereinbarten 
Krankenversicherungsschutz zu erhalten. 

Dies ergibt sich bereits daraus, dass die Krankenversicherung die als Bonus 
bezeichneten monatlichen Zahlungen von 30 € je versicherter Person nach den 
im Streitfall geltenden Versicherungsbedingungen unabhängig davon erbrachte, 
ob den Klägern erstattungsfähiger Gesundheitsaufwand entstanden war oder 
nicht. Die Bonuszahlungen als solche waren somit garantiert. 

Die von den Klägern vereinnahmten Zahlungen sind nicht vergleichbar mit 
solchen Boni, die von gesetzlichen Krankenkassen nach Maßgabe von § 65a 
SGB V gezahlt werden können. Während es dort darum geht, Anreize für ein 
gesundheitsbewusstes Verhalten der Versicherten zu schaffen, zielt die 
vorliegende Bonusregelung –letztlich gegenteilig– darauf ab, die Versicherten zu 
einem kostenbewussten bzw. sogar -vermeidenden Verhalten zu bewegen. Denn 
dem Versicherungsnehmer bleiben die Boni in dem Umfang wirtschaftlich 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/31/steuerliche-auswirkungen-pauschaler-bonuszahlungen-einer-gesetzlichen-krankenkasse/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

erhalten, in dem seine grundsätzlich erstattungsfähigen 
Gesundheitsaufwendungen jährlich unter 360 € liegen. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Dezember 2020 (X R 31/19), veröffentlicht am 17. Juni 2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

Business Meldungen 

Podcast: Betriebsprüfung – neue Herausforderungen im Bewertungsumfeld 

  

In unserem Transfer Pricing Podcast informieren wir Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen und Entwicklungen im Bereich der steuerlichen Verrechnungspreise. 

Die Links zu dem Podcast finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

TP-Podcast 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110114/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/24/betriebspruefung-neue-herausforderungen-im-bewertungsumfeld/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html


8 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
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Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2021 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 

 

 

mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:gabriele.nimmrichter@de.pwc.com
mailto:gunnar.tetzlaff@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
http://www.pwc.com/structure

